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Einleitung 

Seit über einem Jahrhundert überdauert das Spannungsverhältnis von Presse-
tätigkeit und staatlichem Strafverfolgungs- und Geheimhaltungsinteresse auf 
dem Gebiet der strafprozessualen Zwangsmaßnahmen den Wandel der politi-
schen Systeme und ihrer Rechtsordnungen. Die Frage des staatlichen Zugriffs 
auf das Wissen der Presse stellt jedoch ein noch viel älteres Problem dar: Seit 
der Abschaffung der Vorzensur und anderer präventiver Gängelungsmaßnah-
men rückte nur ein anderer Ansatzpunkt staatlicher Eingriffe in die Vertraulich-
keit der Pressearbeit in den Mittelpunkt der Bemühungen um einen Ausbau der 
Pressefreiheit: Die Sicherung der Presse zum einen gegen die strafprozessuale 
Aussagepflicht von Journalisten und anderen Presseangehörigen als Zeugen und 
den zur Erzwingung dieser Aussage eingesetzten Zeugniszwang und zum ande-
ren gegen die Möglichkeit von Durchsuchungen und Beschlagnahmen im Pres-
sebereich. 

Demgegenüber hat die Frage des Zeugnisverweigerungsrechts der Presse in 
anderen als strafgerichtliehen Verfahren keine vergleichbare Bedeutung erlangt. 
Dies liegt zum einen in der Natur der Sache, da sich in anderen, etwa zivilge-
richtlichen, Verfahren nicht Stäat und Presse als Kontrahenten gegenüberstehen 
und etwa das besonders gewichtige Beschlagnahmeproblem sich dort nicht 
stellt, zum andem ist das Zeugnisverweigerungsrecht im Zivilprozeß presse-
freundlicher als das strafprozessuale1, da über den mit§ 53 I Nr. 5 StPO wort-
gleichen § 383 I Nr. 5 ZPO hinaus weitere allgemeine Zeugnisverweigerungsre-
gelungen, nämlich §§ 383 I Nr. 6, 383 III, 384 Nr. I, 2 und 3 ZPO auch fiir 
Presseangehörige gelten2• 

1 Die Vorschriften der StPO gelten über§ 46 I OWiG, § 25 BDO, § 116 BRAO auch 
im Bußgeldverfahren, im beamtenrechtlichen Disziplinarverfahren sowie im ehrenge-
richtliehen Verfahren nach der BRAO. 

2 V gl. dazu im einzelnen Löjjler, Presserecht I, § 23 LPG - § 53 StPO, Rn. 121 tf. 
Die zivilprozessualen Vorschriften finden gemäß § 15 I FGG auch im Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, gemäß § 98 VwGO im Verwaltungsprozeß, gemäß § 46 II 
ArbGG im arbeitsgerichtliehen und gemäß§ 118 I SGG im sozialgerichtlichen Verfah-
ren Anwendung. Im Finanzgerichtsverfahren gilt über § 84 I FGG der dem § 53 I Nr. 5 
StPO entsprechende § 102 Nr. 4 AO. 
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Seit der Entstehung des deutschen Gesamtstaats 1871 konzentrieren sich das 
juristische Interesse und die Reformbestrebungen in Presse und Politik in erster 
Linie auf das Zeugnisverweigerungsrecht der Presseangehörigen, das "seit Ober 
einem Jahrhundert zu den am heftigsten umstrittenen Problemen des Presse-
rechts"3 gehört. Daß das Problem so drängend ist wie je, daß aber die Konzen-
tration auf das Zeugnisverweigerungsrecht und die Behandlung des Beschlag-
nahmeschutzes als bloßes Anhängsel den heutigen Gegebenheiten nicht mehr 
gerecht werden und statt dessen der Schutz der Presse vor Durchsuchungen und 
Beschlagnahmen im Vordergrund stehen sollte, zeigt schon ein Blick auf die 
zahlreichen Durchsuchungsaktionen der letzten Jahre4 und zuletzt die großange-
legte Durchsuchung Bremer Redaktionen am 20.8.1996: 

In einem vorläufigen Prüfungsbericht des Landesrechnungshofes war dem 
Leiter der Bremer Senatskanzlei vorgeworfen worden, er habe während seiner 
Zeit als Staatssekretär beim damaligen Senator fiir Bildung und jetzigen Bür-
germeister und Justizsenator Scherf Ausgabenzahlen manipuliert; Details aus 
diesem vertraulichen Bericht waren in verschiedenen Zeitungen sowie von Ra-
dio Bremen veröffentlicht worden. Der Präsident des Rechnungshofes erstattete 
Strafanzeige gegen Unbekannt wegen Verletzung des Dienstgeheimnisses, wor-
aufhin die Bremer Staatsanwaltschaft Redaktionsräume von Radio Bremen und 
die Redaktionen des WESER KURIER, der BREMER NACHRICHTEN, der 
TAGESZEITUNG und des WESER-REPORT sowie drei Privatwohnungen von 
Journalisten durchsuchte, und mehrere Journalisten zur Zeugenvernehmung 
vorlud.5 Die Empörung bei allen Parteien und verschiedenen Presseorganisatio-
nen war groß, hatte aber letztlich keinerlei Folgen6. Die Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft wegen Verletzung des Dienstgeheimnisses wurden schließ-
lich eingestellt, weil der Finanzsenator filr seinen Geschäftsbereich eine Verfol-
gungsermächtigung abgelehnt hatte, nachdem die Ermittlungen ergeben hatten, 
daß die bei den Durchsuchungen beschlagnahmten Kopien des Rechnungshofs-
berichts nicht von einem Mitarbeiter des Rechnungshofs übergeben worden wa-
ren, sondern von dem an den Finanzsenator gesandten Exemplar des Berichts 
gefertigt worden waren7. 

3 So Löffler, Presserecht I, § 23 LPG - § 53 StPO Rn. I 9. 
4 Vgl. nur Tillmanns, Zwischen staatlichen Eingriffen und Selbstkritik, Jahrb. d. Dt. 

Presserats 1994, S. II ( 12 tl): Vom 20.1.1994 bis zum 6.3.1995 wurden in nicht weni-
ger als 12 Fällen Redaktionsräume, Journalistenbüros und Wohnungen von Presseange-
hörigen durchsucht und Material beschlagnahmt. 

5 V gl. Süddeutsche Zeitung vom 21.8.1996, S. 5. 
6 Siehe im einzelnen Süddeutsche Zeitung vom 22.8.1996, S. 5, vom 29.8.1996, S. 5, 

und vom 4.9.1996, S. 5. Vgl. auch die Kritik von Prant/, Mit Blaulicht gegen die Pres-
sefreiheit, SZ vom 22.8.1996, S. 4. 

7 Vgl. SZ vom 18.9.1996, S. 5. 
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Hierbei handelt es sich um einen geradezu typischen Fall staatlichen Ein-
dringens in die Vertraulichkeilssphäre der Presse. Die Vorschrift des § 353 b 
StGB (Dienstgeheimnisbruch) stellt filr die Ennittlungsbehörden ein ganz we-
sentliches Einfallstor in den Schutzbereich des strafprozessualen Pressege-
heimnisses dar. Statt den mühsamen Weg zu gehen, Ennittlungen in der Behör-
de anzustellen, aus der heraus unbefugt Dienstgeheimnisse offenbart worden 
sind, werden der Einfachheit halber Redaktionen, Pressearchive oder Wohnun-
gen von Journalisten durchsucht, um die "undichte Stelle" in der Behörde auf-
zuspüren. Der Schaden filr die Presse ist beträchtlich, die Öffentlichkeit hat filr 
ein derartiges Vorgehen keinerlei Verständnis, vor allem aber verfestigt sich die 
Auffassung, Infonnationen seien bei der Presse potentiell immer dem Zugriff 
der Strafverfolgungsorgane ausgesetzt, so daß der Presse vielfach mit Mißtrau-
en begegnet wird oder Presseangehörige sogar Behinderungen bis hin zu kör-
perlicher Gewalt ausgesetzt sind. Diese Problematik ist seit der Einfilhrung der 
heute geltenden §§53 I Nr. 5, 97 V StPO vor allem durch die Beschlagnahme 
von Pressephotos von Ausschreitungen bei Demonstrationen bekannt geworden, 
da das von Journalisten selbst recherchierte Material, also auch von ihnen ge-
fertigte Bildaufnahmen, nach der StPO nicht vor staatsanwaltschaftlichem Zu-
griff geschützt ist. 

Die Vertraulichkeilssphäre der Presse, die durch Zeugnisverweigerungsrecht 
und Beschlagnahmebeschränkungen geschützt werden soll, wird traditionell mit 
dem Begriff "Redaktionsgeheimnis" belegt. Dieser Ausdruck ist wenig glück-
lich gewählt, da von jeher nicht nur die Redaktion einer Zeitung, sondern auch 
das technische Personal in den Schutz einbezogen und das Pressearchiv als zen-
trale Infonnationssamrnlung eines Presseorgans ebenfalls geschützt ist. Im fol-
genden soll daher der in der Literatur nur gelegentlich zu lesende Begriff 
"Pressegeheimnis" verwendet werden, der deutlicher zum Ausdruck bringt, daß 
die Presse in ihrer Gesamtheit geschützt werden soll, daß es eben weniger um 
den Schutz einzelner Journalisten, sondern um die Sicherung der Betätigungs-
möglichkeiten der Presse insgesamt geht. Auch wird so die Begründung des 
Pressegeheimnisses aus dem Grundrecht der Pressefreiheit klar. 

Die folgende Untersuchung befaßt sich mit der Presse und streift den Rund-
funk nur ganz am Rande. Die Ergebnisse werden sich dennoch auf den Rund-
funkhereich übertragen lassen; die technische Entwicklung hin zum digitalen 
Fernsehen mit bald über I 000 Kanälen könnte aber mittelfristig zur Auflösung 
des traditionellen Rundfunkbegriffs fUhren. Die rasante Veränderung der 
"Rundfunklandschaft" erfordert dann möglicherweise in einigen Jahren eine ge-
sonderte Betrachtung dieses Mediensektors. Eine bewußte Konzentration der 
Arbeit auf die Presse schien insbesondere. deshalb gerechtfertigt, weil diese das 
Medium ist, das seit über 100 Jahren in unterschiedlicher Weise mit strafpro-
zessualen Eingriffen konfrontiert worden ist und dadurch im Mittelpunkt der 
Schutzbestrebungen gestanden hat und nach wie vor steht. Im Zeichen einer zu-
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